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I. Einführung 
 
Erfreulicherweise besteht eine Vielzahl 
langjähriger und erfolgreicher Geschäfts-
beziehungen zwischen deutschen und 
asiatischen Unternehmern. Doch nicht 
immer verläuft eine Zusammenarbeit rei-
bungslos. Kommt es zwischen internati-
onalen Geschäftspartnern zu Streitigkei-
ten und scheitert eine gütliche Einigung, 
bleibt zur Rechtsdurchsetzung oftmals 
nur der Gang vor das Gericht. 
 
Ist die internationale Zuständigkeit 
deutscher Gerichte gegeben, muss zur 
Klageerhebung die Klageschrift dem Be-
klagten – von Amts wegen – durch das 
deutsche Gericht zugestellt werden. Ge-
lingt die Zustellung nicht, tritt bereits 
keine Rechtshängigkeit ein. Im weiteren 
Verlauf des Verfahrens wird regelmäßig 
die förmliche Bekanntgabe (Zustellung) 
weiterer Dokumente erforderlich. Han-
delt es sich bei einer Partei nun um einen 
Unternehmer oder ein Unternehmen mit 
Sitz in China, Hongkong oder Thailand, 
wird eine Zustellung im Ausland erfor-
derlich. Auch wenn Zustellungen viel-
fach von Amts wegen durch das Gericht 
vorgenommen werden und nicht den 
Parteien obliegen, ist man gut beraten, 
sich einen Überblick über die Zustel-
lungsmöglichkeiten und Voraus-setzun-
gen bei Auslandszustellungen zu ver-
schaffen. Die eher exotischeren Zustel-
lungen in China, Hongkong und Thai-
land bereiten den funktional zuständigen 
Geschäftsstellen der deutschen Gerichte 
regelmäßig Schwierigkeiten. Sowohl Klä-
ger als auch Beklagter sollten in ihrem ei-
genen Interesse ein Auge auf das Zustel-
lungsprocedere haben. Nicht selten 

führen schon reine Zustellungs-mängel 
zum klägerischen Unterliegen – zur 
Freude des Beklagten. Daher sollen fol-
gend die relevanten Grundzüge der Zu-
stellung deutscher Dokumente nach 
China, Hongkong und Thailand unter II. 
erläutert werden. 
 
Hatte die Klage Erfolg und liegt ein deut-
scher Titel vor, stellt sich im nächsten 
Schritt die Frage, wie ein vollstreckungs-
fähiger deutscher Titel im Ausland 
vollstreckt werden kann. Denn dem 
Kläger wäre wenig geholfen, wenn er sei-
nen Rechtsanspruch nicht durchsetzen 
könnte. Unter III. wird daher ein Über-
blick zur Vollstreckung deutscher Titel in 
China, Hongkong und Thailand gegeben. 
 
II. Die Zustellung deutscher Ge-

richtsdokumente im Ausland 
 
Eine Auslandszustellung deutscher Ge-
richtsdokumente ist – unter Berücksich-
tigung der länderspezifischen Besonder-
heiten – wie folgt möglich: 
 
1.  China 
 
Für die Zustellung im Ausland ist aus 
deutscher Sicht grundsätzlich § 183 ZPO 
maßgeblich. Nach dem – deklaratori-
schen – Verweis in § 183 Abs. 2 Satz 1 
ZPO, ist die Zustellung in China gemäß 
den Vorgaben des Haager Übereinkom-
mens über die Zustellung von Schriftstü-
cken im Ausland (HZÜ) nebst Ausfüh-
rungsgesetz vor-zunehmen. 
Postzustellungen im Sinne des § 183 
Abs. 2 Satz 2 ZPO bzw. Art. 10 lit. a) 
HZÜ sind infolge Widerspruchs durch 
China nicht zulässig. 

Obwohl Lorenz & Partners große Sorgfalt darauf verwenden, die in diesen Newslettern bereitgestellten 
Informationen auf aktuellem Stand für Sie zur Verfügung zu stellen, möchten wir Sie darauf hinweisen, 
dass diese eine individuelle Beratung nicht ersetzen können. Lorenz & Partners übernimmt keinerlei 
Gewähr für die Aktualität, Korrektheit oder Vollständigkeit der bereitgestellten Informationen. 
Haftungsansprüche gegen Lorenz & Partners, welche sich auf Schäden materieller oder ideeller Art be-
ziehen, die durch die Nutzung oder Nichtnutzung der dargebotenen Informationen bzw. durch die Nut-
zung fehlerhafter oder unvollständiger Informationen verursacht wurden, sind grundsätzlich ausge-
schlossen, sofern seitens Lorenz & Partners kein vorsätzliches oder grob fahrlässiges Verschulden vor-
liegt. 

mailto:info@lorenz-partners.com
https://assets.hcch.net/docs/c751d5ec-5c2c-41c2-8d3e-6bf90670809c.pdf
https://assets.hcch.net/docs/c751d5ec-5c2c-41c2-8d3e-6bf90670809c.pdf
https://assets.hcch.net/docs/c751d5ec-5c2c-41c2-8d3e-6bf90670809c.pdf
https://www.hcch.net/en/instruments/conventions/status-table/notifications/?csid=393&disp=resdn
https://www.hcch.net/en/instruments/conventions/status-table/notifications/?csid=393&disp=resdn
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Hinsichtlich der geltenden Erfordernisse 
hat das Bundesamt für Justiz (BfJ) eine 
Länderübersicht veröffentlicht, welche 
auf dem Stand 18.09.2020 ist. Die dort 
dargestellte Rechtslage gilt bis heute fort. 
 
In dem Länderbericht sind die Anforde-
rungen für aus- und eingehende Ersu-
chen ausführlich dargelegt. Eine nach 
deutschem Zivilprozessrecht erforderli-
che Zustellung – so z. B. die Zustellung 
einer deutschen Klage – erfolgt in China 
grundsätzlich durch chinesische Stellen. 
In Ausnahmefällen kann durch deutsche 
Auslands-vertretungen zugestellt werden. 
 
Bei einer Zustellung durch eine chine-
sische Stelle ist die zentrale zuständige 
Behörde i.S.d. Art. 2 HZÜ das Interna-
tional Legal Cooperation Center 
(ILCC) in Peking. 
 
Durch dieses kann eine Zustellung nach 
den folgenden Vorgaben erfolgen: 
 

➢ Für den Zustellungsantrag ist das 
Formblatt ZRH 1 (Artikel 3 HZÜ) 
zu verwenden. Eintragungen sind 
in englischer, französischer oder 
chinesischer Sprache vor-zuneh-
men (Artikel 7 Absatz 2 HZÜ). 

➢ Bei förmlicher Zustellung (Arti-
kel 5 Absatz 1 HZÜ) ist eine 
Übersetzung des zuzustellenden 
Schriftstücks in die chinesische 
Sprache erforderlich (gem. Arti-
kel 5 Absatz 3 HZÜ, § 26 ZRHO). 
Daher sollte aus klägerischer Sicht 
aus Kosten-gründen auf eine 
möglichst kompakte Klageschrift 
geachtet werden. 

➢ Zustellungsantrag und zuzu-stel-
lendes Schriftstück sind in zwei 
Stücken zu übermitteln (Artikel 3 
Absatz 2 HZÜ). Die Übermitt-
lung des Ersuchens erfolgt über 

die Prüfungsstelle unmittelbar an 
die Zentrale Behörde (gem. Arti-
kel 3 Absatz 1 HZÜ). 

➢ Es empfiehlt sich, im Zustellungs-
antrag für den Zustellungsemp-
fänger zusätzlich zur Adressan-
gabe weitere Kontaktdaten, wie 
z. B. eine Telefonnummer, anzu-
geben. Weiterhin sollte nur eine 
der beiden Zustellformen des Ar-
tikels 5 Absatz 1 HZÜ ausgewählt 
werden. 

 
Die deutschen Auslandsvertretungen 
können Anträge auf formlose Zustel-
lung in Ausnahmefällen in eigener Zu-
ständigkeit erledigen, wenn der Zustel-
lungsempfänger nur die deutsche Staats-
angehörigkeit besitzt. Die Gründe für 
eine ausnahmsweise Inanspruchnahme 
sind in dem an die Auslandsvertretung zu 
richtenden Zustellungsantrag anzugeben 
(§ 14 ZRHO). Die Übermittlung von 
Zustellungsantrag (einfach) und zuzu-
stellenden Schriftstücken (zweifach) er-
folgt über die Prüfungsstelle auf dem Ku-
rierweg (§ 30 Absatz 2 ZRHO) unmittel-
bar an die örtlich zuständige Auslands-
vertretung. 
 
Der – grundsätzlich auch im Anwen-
dungsbereich des HZÜ geltende – § 184 
ZPO kann durch die gerichtlich aufer-
legte Benennung eines inländischen Zu-
stellungsbevoll-mächtigten für eine Er-
leichterung bei der Zustellung sorgen. 
Dabei ist aber zu beachten, dass die Vor-
schrift zwar für sämtliche Verfahren der 
ZPO gilt, es jedoch nicht ermöglicht, 
dass bereits das verfahrenseinleitende 
Schriftstück durch Aufgabe zur Post zu-
gestellt wird, siehe BGH NJW 2013, 387 
Rn. 23; KG NJW-RR 2008, 1023. Aller-
dings kann die in § 184 Abs. 1 S. 1 ZPO 
vorausgesetzte Anordnung, einen Pro-
zessbevoll-mächtigten zu bestellen, be-
reits der nach § 183 Abs. 2 ZPO i.V.m. 

mailto:info@lorenz-partners.com
https://www.bundesjustizamt.de/DE/SharedDocs/Publikationen/IRZH/China.pdf;jsessionid=02DA8982C5E402C11440C1116602A113.2_cid500?__blob=publicationFile&v=4
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&nr=62778&pos=0&anz=1
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HZÜ zuzustellenden Klageschrift beige-
fügt werden. 
 
2.  Hongkong 
 
Auch im Falle Hongkongs ist die Zustel-
lung gem. dem – deklaratorischen – Ver-
weis in § 183 Abs. 2 Satz 1 ZPO nach 
den Vorgaben des Haager Übereinkom-
mens über die Zustellung von Schriftstü-
cken im Ausland (HZÜ) nebst Ausfüh-
rungsgesetz vorzunehmen. 
 
Da Deutschland der Postzustellung 
im Rahmen des HZÜ widersprochen 
hat (Artikel 10 lit. a) HZÜ), können an-
dere Vertragsstaaten die Zustellung deut-
scher Gerichtsdokumetne auf dem Post-
weg nach dem Grundsatz der Gegensei-
tigkeit verweigern. Ob dies der Fall ist, 
hat das deutsche Gericht vorab zu beur-
teilen (§ 50 ZRHO). Nach den Angaben 
des BfJ im Länderbericht zu Hongkong 
hat das Office of the Chief Secretary 
for Administration of the Government 
of the Hong Kong Special Administ-
rative Region of the People’s Re-
public of China (HKSAR) in einer 
schriftlichen Erklärung gegenüber dem 
Auswärtigen Amt vom 19. März 2012 er-
klärt, die Versendung von Dokumenten 
über den Postweg sei für die HKSAR ak-
zeptabel. 
 
Die Zustellung erfolgt in Hongkong 
grundsätzlich durch das Chief Secretary 
for Administration in Hong Kong als zu-
ständige ausländische Stelle (Artikel 2 
und 18 HZÜ), in Ausnahmefällen durch 
das deutsche Generalkonsulat in Hong-
kong. 
 
Die für eine Zustellung geltenden Vorga-
ben entsprechen vollumfänglich denjeni-
gen für China, sodass insoweit nach oben 
verwiesen werden kann. Ergänzend ist 
nur anzuführen, dass im Zustellungsan-
trag, den zuzustellenden Schriftstücken 

sowie den Übersetzungen die Bezeich-
nung „Hong Kong, SAR, China“ zu ver-
wenden ist, vgl. Länderübersicht zu 
Hongkong. 
 
3.  Thailand 
 
Hier bestehen keine völkerrechtlichen 
Vereinbarungen im Sinne des § 183 
Abs. 2 Satz 1 ZPO. Thailand hat das 
HZÜ nicht unterzeichnet. Weitere für 
das Gebiet des Zivil- oder Handelsrechts 
bedeutsame zwischenstaatliche Verein-
barungen bestehen nicht. 
 
Eine Postzustellung ist unzulässig. 
Ebenso ist eine Zustellung durch deut-
sche Auslandsvertretungen derzeit nicht 
zulässig. Die Zustellung hat daher durch 
ausländische Stellen zu erfolgen. Ferner 
gelten folgende Voraus-setzungen, vgl. 
Länderübersicht zu Thailand: 
 

➢ Zustellungsanträge sind an das 
zuständige thailändische Gericht 
zu richten. 

➢ Für den Zustellungsantrag ist 
eine Übersetzung in die thailändi-
sche Sprache er-forderlich. Dem 
Zustellung-santrag ist ein vorbe-
reitetes Zustellungszeugnis 
(zweifach) in thailändischer Spra-
che beizu-fügen. Ein Muster für 
das Zustellungszeugnis ist dem 
Länderbericht des BfJ für Thai-
land angefügt. 

➢ Den zuzustellenden Schrift-stü-
cken sind Übersetzungen in die 
thailändische Sprache beizufü-
gen. 

➢ Die Übermittlung von Zustel-
lungsantrag und zuzu-stellenden 
Schriftstücken erfolgt in vier Stü-
cken (zweifach in Deutsch, zwei-
fach in Thailändisch) über die 
Prüfungs-stelle mit einem Be-
gleitschreiben an die deutsche 

mailto:info@lorenz-partners.com
https://assets.hcch.net/docs/c751d5ec-5c2c-41c2-8d3e-6bf90670809c.pdf
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https://www.hcch.net/en/instruments/conventions/status-table/notifications/?csid=402&disp=resdn
https://www.bundesjustizamt.de/DE/SharedDocs/Publikationen/IRZH/Hongkong.pdf;jsessionid=1D7BEB07CAA247E0F439E29D65353710.1_cid500?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bundesjustizamt.de/DE/SharedDocs/Publikationen/IRZH/Thailand.pdf;jsessionid=1D7BEB07CAA247E0F439E29D65353710.1_cid500?__blob=publicationFile&v=2
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Botschaft in Bangkok auf dem 
Kurierweg (§ 30 Absatz 2 
ZRHO). 

➢ Die Anschrift des Betroffenen in 
Thailand muss vollständig sein, 
z. B. Hausnummer und Straßen-
name, Tambon (Gemeinde), 
Amphoe (Provinz) und Dorf 
oder Stadt mit Postleitzahl. 

➢ Schließlich gelten umfassende 
Anforderungen an die thailändi-
sche Übersetzung: Diese muss 
auf jedem Blatt den Stempel und 
die Unterschrift, den vollständi-
gen Namen und die genaue Be-
rufsbezeichnung des jeweiligen 
Übersetzers tragen. Auf der thai-
ländischen Übersetzung muss 
der Satz „Die inhaltliche Richtig-
keit der Übersetzung in das Thai-
ländische wird bestätigt“ auch ins 
Thailändische übersetzt werden. 
Auf jeder Seite muss bestätigt 
werden: CERTIFIED TRUE 
COPY. 

 
Bzgl. § 184 ZPO kann nach oben verwie-
sen werden. 
 
III. Die Vollstreckung deutscher Ti-

tel 
 
Liegt ein vollstreckungsfähiger deutscher 
Titel vor, muss dieser auch tatsächlich im 
Ausland vollstreckt werden können. Ein 
vollstreckungsfähiger deutscher Titel 
kann im Ausland aber nur vollstreckt 
werden, nachdem er dort förmlich an-
erkannt und für vollstreckbar erklärt 
wurde. Bestehen keine multilateralen 
oder bilateralen Anerkennungsregelun-
gen, ist die Frage, ob und wie eine derar-
tige Anerkennung erfolgt, nach ausländi-
schem Recht zu beurteilen. Insbesondere 
in letzterem Falle stellen sich eine Viel-
zahl von Problemen. So ist der Wortlaut 
ausländischer Regelungen oftmals nicht 

hinreichend eindeutig. Regelmäßig 
kommt es zu systembedingten Wider-
sprüchen oder Unklarheiten. Vor diesem 
Hintergrund ist eine Vollstreckung deut-
scher Titel – unter Berücksichtigung der 
länderspezifischen Besonderheiten und 
mit großer Vorsicht – wie folgt möglich: 
 
1.  China 
 
Da mit China keine multilateralen oder 
bilateralen Anerkennungsregelungen be-
stehen, ist die Frage, ob und wie eine der-
artige Anerkennung erfolgt, nach chine-
sischem Recht zu beurteilen. 
 
Anzumerken ist, dass China am 12. Sep-
tember 2017 das Haager Gerichtsstands-
übereinkommen (HGÜ) zwar unter-
zeichnet hat, eine Ratifizierung aber bis-
her nicht erfolgt ist, sodass das HGÜ 
derweil noch keine Anwendung gegen-
über China findet. Da Deutschland eben-
falls Vertragsstaat des HGÜ ist, wird ab 
Ratifizierung des HGÜ durch China mit 
Art. 1 Abs. 8 HGÜ eine völkerrechtliche 
Anerkennungsmöglich-keit bestehen. 
Nach der Regelung ist die Entscheidung 
des in einer Gerichts-standsvereinbarung 
als ausschließlich zuständig benannten 
Gerichts in den anderen Vertragsstaaten 
anzuerkennen und zu vollstrecken. 
Wann und ob es zu einer Ratifizierung 
des HGÜ durch China kommt, ist derzeit 
nicht absehbar. 
 
Maßgeblich für die Anerkennung ist da-
her allein chinesisches Recht, genauer die 
Artikel 281 f. der chinesischen ZPO. Die 
Regelung legt insgesamt sechs Voraus-
setzungen für die Anerkennung eines 
ausländischen Titels fest: 

 
➢ Es muss sich um eine Entschei-

dung in einer Zivil- oder Handels-
sache handeln. 

➢ Die Entscheidung muss nach erst-
staatlichem Recht in Rechtskraft 

mailto:info@lorenz-partners.com
https://assets.hcch.net/docs/7fbcb357-e182-45dd-a43a-64c60317dadc.pdf
https://assets.hcch.net/docs/7fbcb357-e182-45dd-a43a-64c60317dadc.pdf
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erwachsen sein. 

➢ Das Erstgericht muss internatio-
nal zuständig gewesen sein. 

➢ Die Wirkungserstreckung darf 
nicht gegen den chinesischen ordre 
public verstoßen. Dieser wird von 
chinesischen Gerichten dabei sehr 
weit ausgelegt. 

➢ Das ausländische Urteil darf nicht 
in Widerspruch zu einem chinesi-
schen oder anzuerkennenden Ur-
teil eines dritten Staates in dersel-
ben Sache stehen. 

➢ Die Gegenseitigkeit muss ver-
bürgt sein. Erfahrungen über die 
Behandlung deutscher Titel in 
China sind nicht publiziert. 

 
Maßgeblich ist v.a. die letzte Vorausset-
zung (vgl. den deutschen § 328 Abs. 1 
Nr. 5 ZPO). Die Verbürgung der Gegen-
seitigkeit wird von chinesischen Gerich-
ten aber – wenn auch mit unterschiedli-
chen Begründungen – i.E. konsequent 
verneint. 
 
Letztlich ist daher bis zur Ratifizierung 
des HGÜ durch China eine Vollstre-
ckung deutscher Titel in China (faktisch) 
ausgeschlossen – unabhängig von etwai-
gen Zustellungsdefiziten. Eine Vollstre-
ckung deutscher Titel scheitert bereits an 
der fehlenden Anerkennung. 
 
2.  Hongkong 
 
Demgegenüber sind Anerkennung und 
Vollstreckbarerklärung deutscher Titel in 
Hongkong sowohl auf statutarischer 
Grundlage als auch aufgrund Common 
Law möglich. 
 
Eine Wirkungserstreckung ausländischer 
Zivilurteile ist nach der Foreign Judg-
ments (Reciprocal Enforcement) Ordi-
nance bei formell verbürgter Gegensei-
tigkeit möglich. Die für Deutschland 

bestehende Gegen-seitigkeitserklä-
rung wurde auch nach dem Souveräni-
tätswechsel 1997 bestätigt. 
 
Die Wirkungserstreckung erfolgt durch 
Registrierung. Zuständig ist der High 
Court. Erfordernisse der Wirkungs-er-
streckung sind: 
 

➢ Es muss sich um eine Entschei-
dung in einer Zivil- oder Handels-
sache handeln, welche zu einer 
Geldzahlung verurteilt. Erfasst 
werden auch Adhäsions-verfah-
ren. Bei actions in personam sind 
Entscheidungen auf folgenden 
Gebieten ausge-nommen: matri-
monial matter, administration of the es-
tates of deceased persons, bankruptcy, 
winding up of companies, lunacy und 
guardianship of infants. 

➢ Es muss sich um eine Entschei-
dung eines oberen bzw. höheren 
Gerichts („superior court of any foreign 
country“) handeln. Bedauerlicher-
weise wird der Begriff des „superior 
court of any foreign country“ anders als 
der Begriff der „judgements given in 
the superior courts of the Colony“ in der 
Ordinance nicht definiert. Dies er-
klärt sich wohl vor dem Hinter-
grund, dass die Bestimmung des 
oberen ausländischen Gerichts 
nicht Hongkong, sondern dem 
ausländischen Staat (in unserem 
Fall Deutschland) selbst obliegt 
und Hongkong diese Entschei-
dung nachvollzieht. Obere Ge-
richte in Deutschland sind hier-
nach als Revision-sgerichte je-
denfalls der BGH (§ 133 GVG) 
und die Oberlandesgerichte 
(OLG) bzw. in Berlin das äquiva-
lente Kammergericht (§ 121 
GVG). Da von der Ordinance 
auch Geldansprüche aus Adhä-
sions-verfahren erfasst werden, ist 
nicht nur der Instanzenzug für das 

mailto:info@lorenz-partners.com
https://www.elegislation.gov.hk/hk/cap319
https://www.elegislation.gov.hk/hk/cap319
https://www.elegislation.gov.hk/hk/cap319


 

 
 ©  Lorenz & Partners August 2021 Seite: 7 von 10 

Tel.: +66 2 287 1882    E-Mail: info@lorenz-partners.com  
 

            

Newsletter Nr. 229 (DE) 

 

Zivil- sondern auch für das Straf-
recht maßgeblich. Den durch 
diese Gerichte erlassenen Urteilen 
ist gemein, dass sie nicht mehr mit 
ordentlichen Rechtsmitteln ange-
griffen werden können, sondern 
das letzte Urteil des Instanzenzugs 
darstellen. Ob vor diesem Hinter-
grund auch ein Land-gericht 
(LG) oberes Gericht im Sinne der 
Ordinance sein kann, ist bisweilen 
unklar. Dagegen spricht aller-
dings, dass ein Landgericht allen-
falls Berufungsgericht und nie Re-
visionsgericht sein kann, während 
obere Gerichte nach kontinental-
europäischem Ver-ständnis regel-
mäßig gerade mit der abschließen-
den rechtlichen Prüfung befasst 
sind. Auch zeigt das dem Zivil- 
und Strafprozess-recht bekannte 
Institut der Sprungrevision, dass 
der Gesetzgeber von der grund-
sätzlichen Entbehrlichkeit der Be-
rufungsinstanz – und damit der 
generellen Beteiligung des LG – 
ausgeht. Die Entscheidung eines 
oberen Gerichts wird aber kaum 
entbehrlich sein. Zwar lässt sich 
dieses Argument in Zivilsachen 
bei Erstzuständigkeit des LG auch 
auf das OLG übertragen, aller-
dings bleibt dieses nach den Rege-
lungen des GVG strukturell Revi-
sionsgericht und damit oberes Ge-
richt. Letztlich ist aber die weitere 
– leider äußerst spärliche – Ver-
fahrenspraxis in Hongkong abzu-
warten. 

➢ Die Entscheidung muss endgültig 
(final and conclusive) sein, wobei die 
Entscheidung nicht in Rechtskraft 
erwachsen sein muss. 

➢ Das Erstgericht muss internatio-
nal zuständig gewesen sein. 

➢ Dem Beklagten muss eine ange-
messene Verteidigung möglich 

gewesen sein, insbesondere muss 
die prozesseinleitende Ladung 
hinreichend rechtzeitig erfolgt 
sein. 

➢ Die ausländische Entscheidung 
darf nicht durch Betrug (fraud) er-
schlichen sein oder gegen den 
ordre public verstoßen. 

➢ Eine Wirkungserstreckung ist nur 
für eigene Rechte möglich. 

➢ Das ausländische Urteil darf nicht 
in Widerspruch zu einem früheren 
anzuerkennenden Urteil in dersel-
ben Sache stehen. 

➢ Die Gegenseitigkeit muss formell 
verbürgt sein (s.o. Gegenseitig-
keitserklärung). 

 
 
Daneben ist eine Wirkungserstreckung 
nach Common-Law-Grundsätzen mög-
lich. Die Wirkungserstreckung erfolgt 
durch action upon the foreign judgment. Erfor-
dernisse der Wirkungs-erstreckung sind 
hiernach: 
 

➢ Es muss sich um eine Entschei-
dung in einer Zivil- oder Handels-
sache handeln. 

➢ Das Erstgericht muss nach Com-
mon-Law-Grundsätzen internati-
onal zuständig gewesen sein. Bei 
actions in personam wird die interna-
tionale Zuständigkeit regelmäßig 
durch residence oder submission be-
gründet. 

➢ Die Entscheidung muss endgültig 
(final and conclusive) sein, wobei die 
Entscheidung nicht in Rechtskraft 
erwachsen sein muss. 

➢ Die Entscheidung muss auf Zah-
lung eines bestimmten Geldbetra-
ges lauten. 

➢ Das Urteil darf nicht durch Arglist 
(fraud) erschlichen, mit der 
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natürlichen Gerechtigkeit (natural 
or substantial justice) unvereinbar 
sein oder gegen den ordre public 
(public policy) verstoßen. 

➢ Gegenseitigkeit wird nicht gefor-
dert. 

 
3.  Thailand  
 
Nach thailändischem Recht können aus-
ländische Urteile nur bei Vorliegen eines 
entsprechenden Staatsvertrages aner-
kannt und für vollstreckbar erklärt wer-
den. Eine Wirkungserstreckung nach au-
tonomem Recht ist nicht möglich. 
 
Ein derartiger Staatsvertrag besteht mit 
Deutschland aber nicht. Zwar ist Thai-
land Mitgliedstaat der Haager Konferenz 
für Internationales Privatrecht (HCCH), 
allerdings hat es das HGÜ nicht unter-
zeichnet.  
 
Eine Vollstreckung deutscher Titel ist 
daher derzeit  in Thailand nicht möglich. 
 
Einen absoluten Sonderfall stellt daher 
die Entscheidung Supreme Court Deci-

sion No. 585/2461 B. E.  aus dem Jahr 
1918 (!) dar, durch die der Supreme 
Court die grundsätzliche Möglichkeit ei-
ner Wirkungserstreckung ausländischer 
Zivilurteile nach comity-Grundsätzen 
(Grundsatz der Völkercourtoisie i.S. völ-
kerrechtlicher Gepflogenheiten) statuiert 
hat, unter der Voraussetzung, dass das 
Erstgericht internationale Zuständigkeit 
besessen hat und das ausländische Urteil 
endgültig ist. Seitdem ist aber kein ähnli-
cher Fall bekannt geworden. 
 
IV. Fazit 
 
Im Streit befindliche Parteien sollten sich 
der hohen Anforderungen, die bei der 
Zustellung deutscher Gerichts-doku-
mente im Ausland gelten, bewusst sein. 
 

Ein deutscher Kläger sollte ggf. schon im 
Rahmen der Vertragsverhandlungen auf 
einen Gerichtsstand drängen, der im 
Streitfall die spätere Vollstreckung eines 
Titels ermöglicht. In Fällen mit Bezug zu 
Thailand und China sollte daher ein deut-
scher Gerichtsstand im Hinblick auf die 
fehlende Vollstreckungsmöglichkeit ver-
mieden werden. Sind deutsche Gerichte 
jedoch zuständig, muss der Kläger bei 
Klageerhebung auf die ordnungsgemäße 
Zustellung der Klageschrift im Ausland 
durch das Gericht achten. Sollte es zu 
Fehlern kommen, kann das Gericht an-
geregt werden, die Zustellung nochmals 
unter Berücksichtigung der maßgebli-
chen Förmlichkeiten vorzunehmen. Zu-
dem sollte darauf hingewirkt werden, 
dass das Gericht die in § 184 Abs. 1 S. 1 
ZPO vorausgesetzte Anordnung, einen 
Prozessbevollmächtigten zu bestellen, 
bereits der zuzustellenden Klageschrift 
beifügt. 
 
Ein ausländischer Beklagter kann hinge-
gen untätig bleiben, solange ihm die 
deutsche Klageschrift nicht ordnungsge-
mäß zugestellt wird. Selbst wenn nun in 
Deutschland ein Versäumnisurteil 
ergeht, entfaltet dieses regelmäßig  keine 
Wirksamkeit, da der Rechtsstreit mangels 
verfahrens-eröffnender Zustellung der 
Klageschrift nicht rechtshängig wurde. 
Folglich kann ein derartiges Versäumnis-
urteil auch nicht in materielle Rechtskraft 
erwachsen. 
 
Zugleich sollte sich der deutsche Kläger 
bewusst sein, dass sein aufwendig erstrit-
tenes deutsches Urteil bisweilen nur in 
Hongkong vollstreckt werden kann, 
während eine Vollstreckung in China – 
jedenfalls bis zur Ratifizierung des HGÜ 
– und Thailand ausscheidet. 
 
Diesen Umstand sollten Unternehmer 
und Unternehmen zum Anlass nehmen, 
zukünftig individualvertragliche Verein-
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barungen sowie AGBs über den interna-
tionalen Gerichtsstand auf ihre Sinnhaf-
tigkeit hin zu überprüfen. Wie aufgezeigt, 
ist wenig gewonnen, wenn ein deutsches 
Gericht international zuständig ist, die 
aufwendige Zustellung im Ausland 
glückt und das Urteil letztlich doch nicht 
vollstreckt werden kann. Der scheinbare 
Heimvorteil stellt sich so schnell als Ei-
gentor dar. Bei vertraglichen Gerichts-
standsvereinbarungen mit chinesischen 
oder thailändischen Geschäftspartnern 
sollte daher im Hinblick auf die fehlende 
Vollstreckungsmöglichkeit eher keine in-
ternationale Zuständigkeit deutscher Ge-
richte vereinbart werden. 
 
Vor dem Hintergrund der doch erhebli-
chen Vollstreckungshürden rückt als in-
teressante Alternative das Schieds-ge-
richtsverfahren (sog. Arbitration) in den 
Fokus. 1  Aufgrund des New Yorker 
Schiedsübereinkommens vom 10. Juni 
1958 können Schiedsgerichtsurteile in 
anderen Ländern grundsätzlich einfacher 
vollstreckt werden, als gerichtliche Ur-
teile. Zwischenzeitlich sind 168 Vertrags-
staaten dem o. g. Überein-kommen bei-
getreten, darunter auch Deutschland, 
China, Hongkong, Thailand und Viet-
nam. Allerdings ist auch ein Schiedsver-
fahren mit nicht unerheblichen Unwäg-
barkeiten ver-bunden. Insbesondere 
müssen folgende Punkte mit besonde-
rem Bedacht und mit größtmöglicher 
Sorgfalt gewählt werden: 

 
➢ Schiedsgerichtsklausel 

➢ Auswahl der Schiedsrichter 

➢ Konkreter Schiedsort 

➢ Anzuwendende Schiedsordnung 
 

 
1 Siehe hierzu ausführlicher unsere Broschüren 
Nr. 4 „Das Schiedsgerichtsverfahren (Arbitra-
tion) und die Vollstreckung von Schiedsurteilen 
in Thailand“ sowie die Broschüre Nr. 51 

Zudem verursachen Schiedsverfahren 
regelmäßig höhere Kosten, als staatliche 
Gerichtsverfahren. Auch verlaufen 
Schiedsverfahren im Allgemeinen nicht 
so schnell und reibungslos wie erhofft. 
Für Erleichterung können hier jedoch im 
Einzelfall sog. Fast Track Arbitrations 
sorgen. Bei komplexeren Projekten 
dürfte auch von erheblicher Bedeutung 
sein, dass eine Streitverkündung im 
Schiedsverfahren nicht ohne Weiteres 
möglich ist. Wesentlicher Nachteil des 
Schiedsverfahrens dürfte jedoch darin 
bestehen, dass die Parteien regelmäßig 
– und je nach Ausgestaltung der Schieds-
ordnung in unterschiedlichem Umfang – 
auf ihren Anspruch auf rechtliches Ge-
hör verzichten. Zugleich ist die Be-
schwerde gegen den Schiedsspruch auf 
grobe Verfahrensverstöße be-schränkt. 
Falsche Entscheidungen drohen so final 
und vollstreckbar zu werden. Nicht sel-
ten versucht die unterliegende Partei da-
her gegen die Vollstreckung des Schieds-
spruchs durch die lokal zuständigen Voll-
streckungs-organe vorzugehen – was oft-
mals zu einer Vollstreckungsverzögerung 
führt. 
 
 
 
Letztlich wird deutlich: Die Durch-set-
zung berechtigter Forderungen im inter-
nationalen Geschäftsverkehr ist kein 
leichtes Unterfangen. Daher ist – insbe-
sondere bei hochvolumigen Verträgen – 
eine frühzeitige und vorsorgliche Ausei-
nandersetzung mit dem Ernstfall, näm-
lich – wie kann ich meine Forderungen 
im Ausaland effektiv vollstrecken – drin-
gend anzuraten. 
 
Die schlichte Vereinbarung eines auslän-
dischen Gerichsstandes, oder eine kurze 

„Schiedsverfahren und Wirtschaftsmediation in 
Thailand, Hongkong, Vietnam und Deutsch-
land“. 
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Schiedsgerichtsklausel helfen in der Pra-
xis im Regellfal nicht weiter. 
 
 

 

 

 
 

Wir hoffen, dass wir Ihnen mit den vorliegenden Informationen behilflich sein konnten. 
Sollten Sie weitere Fragen haben, wenden Sie sich bitte an: 

 
LORENZ & PARTNERS Co., Ltd. 

 
27th Floor Bangkok City Tower 

179 South Sathorn Road, Bangkok 10120, Thailand 
Tel.: +66 (0) 2-287 1882 

E-Mail: info@lorenz-partners.com  
www.lorenz-partners.com 
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